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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 10. September 2020 
 

 
Für das Vorliegen einer Geschäftsbeziehung i.S. des § 1 Abs. 4 
AStG kommt es seit der Neufassung durch das 
Steuervergünstigungsabbaugesetz nicht mehr darauf an, ob die 
Darlehensnehmerin ihre unternehmerische Funktion mangels 
Eigenkapitalausstattung nicht erfüllen könnte. 
Aus der Formulierung "unbeschadet anderer Vorschriften" in § 1 
Abs. 1 AStG ergibt sich kein Vorrang des § 8 Abs. 3 Satz 2 KStG. 
Beide Vorschriften überlagern einander vielmehr in dem Sinne, 
dass sich eine Gewinnkorrektur nach der einen Vorschrift erübrigt, 
wenn sie bereits nach der anderen vollzogen wurde. 

 

 

 

Erbringt ein Träger des Jugendfreiwilligendienstes, der gemäß § 11 
Abs. 1 JFDG zur Gewährung von Geld- oder Sachleistungen an 
die Freiwilligen verpflichtet ist, Leistungen an die Einsatzstelle der 
Freiwilligen, die von der Einsatzstelle durch eine monatliche 
Pauschale vergütet wird, ist diese Leistung nach Art. 132 Abs. 1 
Buchst. g MwStSystRL steuerfrei. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Rechtsprechung im Blog 
 

Keine coronabedingte Aufhebung von bereits vor dem 19. März 2020 
erfolgten Vollstreckungsmaßnahmen 

Zur Vermeidung unbilliger Härten gewährt die Finanzverwaltung Steuerpflichtigen, 
die von den Folgen der Corona-Pandemie besonders betroffen sind, 
verschiedene steuerliche Erleichterungen. Unter anderem soll unter bestimmten 
Voraussetzungen bis zum Ende des Jahres 2020 von Vollstreckungsmaßnahmen 
abgesehen werden, wie das Bundesministerium der Finanzen (BMF) in seinem 
Schreiben vom 19.März 2020 festgelegt hat. Diese Verwaltungsanweisung erfasst 
allerdings nicht bereits vor dem 19. März 2020 ergriffene 
Vollstreckungsmaßnahmen der Finanzbehörden. Das hat der Bundesfinanzhof 
(BFH) in einem einstweiligen Rechtsschutzverfahren entschieden. 

Urteil I R 40/19 (I R 
14/16): Verzicht auf 
Darlehenszinsen in 
grenzüberschreitenden 
Dreieckskonstellatione
n - Verhältnis von § 1 
Abs. 1 AStG und § 8 
Abs. 3 Satz 2 KStG 
 
 
 
27. November 2019 

 

ZUM URTEIL 

Urteil V R 21/19: 
Umsatzsteuerfreie 
Leistungserbringung 
beim 
Jugendfreiwilligendien
st 
 
24. Juni 2020 

 
 

 
ZUM URTEIL 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010185/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010186/
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ZUM URTEIL 

 
Sachverhalt 

Im Streitfall hatte die Antragstellerin, ein in der EU ansässiges Unternehmen, 
erhebliche Steuerschulden, die bereits im Jahr 2019 festgesetzt worden waren. 
Aufgrund dieser Rückstände richtete jener EU-Mitgliedstaat ein 
Vollstreckungsersuchen an Deutschland. 

Das zuständige Finanzamt erließ daraufhin im Februar 2020 Pfändungs- und 
Einziehungsverfügungen gegen mehrere deutsche Banken, bei denen die 
Antragstellerin Konten unterhielt. 

Hiergegen wendete sich die Antragstellerin, und zwar u.a. mit dem Argument, 
aufgrund ihrer durch die Corona-Pandemie bedingten erheblichen 
Einnahmeausfälle müsse entsprechend dem BMF-Schreiben vom 19. März 2020 
von Vollstreckungsmaßnahmen abgesehen werden. 

 

Entscheidung des BFH 

 

Dies sah der BFH anders. 
 

 

Im BMF-Schreiben sei von einem „Absehen“ von Vollstreckungsmaßnahmen die 
Rede. Das deute darauf hin, dass sich die Verschonungsregelung nur auf solche 
Vollstreckungsmaßnahmen beziehe, die noch nicht durchgeführt worden seien. 
Dem Wortlaut des Schreibens lasse sich jedenfalls nicht entnehmen, dass bereits 
vor dem 19. März 2020 ergriffene Vollstreckungsmaßnahmen – wie von der 
Antragstellerin begehrt – wieder aufgehoben oder rückabgewickelt werden 
müssten. 

Diese Erwägungen gelten auch für inländische Sachverhalte, in denen der 
Vollstreckungsschuldner in Deutschland ansässig und mit der Zahlung von 
deutschen Steuern säumig geworden ist. 

 
Fundstelle 

BFH, Urteil vom 30. Juli 2020 (VII B 73/20 (AdV)), veröffentlicht am 03. 
September 2020, vgl. die Pressemitteilung 038/20 des BFH. 

 

 

 

Vorabgewinn der Komplementär-GmbH für vom Kommanditisten geleistete 
Geschäftsführung der KG 

Sieht der Gesellschaftsvertrag einer GmbH & Co. KG einen Vorabgewinn der 
Komplementär-GmbH für die Übernahme der Geschäftsführung der KG vor, die 
von einem Kommanditisten der KG als Geschäftsführer der Komplementär-GmbH 
erbracht wird, so ist der betreffende Betrag nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010182/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010182/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010182/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010182/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010182/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/keine-coronabedingte-aufhebung-von-bereits-vor-dem-19032020-erfolgten-vollstreckungsmassnahmen/
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nicht der Komplementär-GmbH, sondern dem die Geschäfte führenden 
Kommanditisten zuzurechnen. Dies gilt unabhängig davon, ob die GmbH dem 
Kommanditisten ein Entgelt für seine Tätigkeit schuldet. Dies hat der 
Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 
 
Sachverhalt 

Der Gesellschaftsvertrag der Klägerin, einer GmbH & Co. KG, sah vor, dass die 
an Ergebnis und Vermögen nicht beteiligte Komplementär-GmbH für die 
Geschäftsführung und die Übernahme der persönlichen Haftung einen jährlichen 
Vorabgewinn erhalten sollte. Der nach Abzug des Vorabgewinns verbleibende 
Gewinn sollte unter den Kommanditisten im Verhältnis ihrer Kapitalanteile 
aufgeteilt werden. 

Beide Kommanditisten, die auch Gesellschafter und Geschäftsführer der 
Komplementärin waren, tätigten aus ihren Kapitalkonten laufend monatliche 
Entnahmen, die von den Gewinnanteilen gedeckt waren. Eine Vergütung für die 
Geschäftsführertätigkeit der beiden Gesellschafter (und zugleich Kommanditisten) 
zahlte die Komplementärin nicht. 

Das Finanzamt sah diese Gewinnverteilung als unangemessen an und rechnete 
den der Komplementär-GmbH zugewiesenen Gewinnvorab zu gleichen Teilen 
den Kommanditisten zu. Zur Begründung stellte es darauf ab, dass die 
Geschäftsführertätigkeit auf der Ebene der KG bei wirtschaftlicher Betrachtung 
nicht von der Komplementärin, sondern von den Kommanditisten erbracht werde. 

Die Klage vor dem Finanzgericht Münster hatte Erfolg (siehe 
unseren Blogbeitrag). 

 

Entscheidung des BFH 

 

Der BFH hat der Revision stattgegeben, die 
Entscheidung der Vorinstanz aufgehoben 
und zur anderweitigen Verhandlung und 
Entscheidung an das Finanzgericht 
zurückverwiesen. 

 
Nach ständiger Rechtsprechung werden von § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 1 
Halbsatz 2 Einkommensteuergesetz (EStG) auch Vergütungen erfasst, die bei 
einer GmbH & Co. KG der Kommanditist dafür erhält, dass er in seiner 
Eigenschaft als Geschäftsführer der Komplementär-GmbH die Geschäfte der KG 
führt. 

Die Erfassung der Tätigkeitsvergütung bei den Einkünften des Gesellschafters 
aus Gewerbebetrieb hat der BFH damit begründet, dass auch der Kommanditist 
einer GmbH & Co. KG, der zugleich Geschäftsführer (Organ) der Komplementär-
GmbH ist, aus einkommensteuerrechtlicher Sicht „im Dienst der 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2018/05/17/angemessenheit-der-zwischen-komplementaer-gmbh-und-kommandististen-vereinbarten-gewinnverteilung/
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ZUM URTEIL 

Personengesellschaft“ tätig wird. Denn er nimmt insoweit eine Doppelstellung ein, 
als er nicht nur Organ der GmbH, sondern zugleich Mitunternehmer der KG ist. 

Seine Geschäftsführertätigkeit kann insoweit nicht von seiner Eigenschaft als 
Mitunternehmer der KG gelöst werden. § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 1 Halbsatz 2 
EStG greift deshalb jedenfalls insoweit ein, als sich der 
Unternehmensgegenstand der Komplementär-GmbH auf die Führung der 
Geschäfte der Personengesellschaft beschränkt. Insoweit ist die Zahlung der 
Tätigkeitsvergütung an den Gesellschafter-Kommanditisten einer 
Gewinnverteilung vergleichbar und kann deshalb steuerlich nicht anders als jene 
behandelt werden (z.B. BFH-Urteil vom 14.02.2006 – VIII R 40/03, BStBl II 2008, 
182, Rz 44 m.w.N). 

Das gilt sowohl für den Fall, dass der Kommanditist die Vergütung für seine 
Tätigkeit als Geschäftsführer der Komplementär-GmbH unmittelbar von der KG 
erhält, als auch für den Fall, dass er die Vergütung von der Komplementär-GmbH 
bezieht, die ihrerseits insoweit Ersatz von der KG erhält. 

Das Finanzgericht hat bislang aber noch keine Feststellungen dazu getroffen, ob 
die vom Finanzamt im angegriffenen Gewinnfeststellungsbescheid 
angenommene Vergütung der Komplementär-GmbH für die Übernahme des 
Haftungsrisikos angemessen ist. Durch die Zurückverweisung erhält das 
Finanzgericht Gelegenheit, die insoweit erforderlichen Feststellungen 
nachzuholen. 

 
Fundstelle 

BFH, Urteil vom 28. Mai 2019 (IV R 11/18), veröffentlicht am 03. September 2020. 

 

 

 

Bezeichnung von Umfang und Grund der Vorläufigkeit in 
Änderungsbescheiden – Auslegung des Vorläufigkeitsvermerks 
 
Ein in einem Änderungsbescheid enthaltener Vorläufigkeitsvermerk, der an die 
Stelle des bereits im Vorgängerbescheid enthaltenen Vorläufigkeitsvermerks tritt, 
bestimmt den Umfang der Vorläufigkeit neu und regelt abschließend, inwieweit 
die Steuer nunmehr vorläufig festgesetzt ist, wenn für den Steuerpflichtigen nach 
seinem objektiven Verständnishorizont nicht erkennbar ist, dass der ursprüngliche 
Vorläufigkeitsvermerk trotz der Änderung wirksam bleiben soll. Dies hat der 
Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 
 
Sachverhalt 

Die Kläger sind Ehegatten und werden für das Streitjahr 2001 zusammen zur 
Einkommensteuer veranlagt. 

Die Klägerin machte in der Einkommensteuererklärung für das Streitjahr einen 
Verlust aus selbständiger Arbeit geltend. Das Finanzamt lehnte die 
Berücksichtigung dieses Verlustes bei der Einkommensteuerfestsetzung für das 
Streitjahr ab. Der Bescheid erging unter dem Vorbehalt der Nachprüfung nach § 
164 Abs. 1 der Abgabenordnung (AO). 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010179/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010179/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010179/
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In dem Änderungsbescheid für 2001 vom 06. Januar 2003 legte das Finanzamt 
erstmals die Verluste der Klägerin aus selbständiger Arbeit der Steuerfestsetzung 
zugrunde und hob den Vorbehalt der Nachprüfung auf. Der Bescheid erging nach 
§ 165 Abs. 1 Satz 1 und 2 AO teilweise vorläufig. In den Erläuterungen hieß es, 
dass der Bescheid vorläufig sei hinsichtlich der Einkünfte aus selbständiger Arbeit 
sowie anhängiger Verfassungsbeschwerden bzw. anderer gerichtlicher Verfahren. 
Aus den Erläuterungen ging nicht hervor, welcher der mitgeteilten 
Vorläufigkeitsgründe sich auf § 165 Abs. 1 Satz 1 AO und welcher sich auf § 165 
Abs. 1 Satz 2 AO bezog. 

Mit Einkommensteuerbescheid vom 07. April 2006 änderte das Finanzamt die 
Festsetzung für das Streitjahr unter Bezugnahme auf § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
AO. Auch dieser Bescheid erging nach § 165 Abs. 1 Satz 1 und 2 AO teilweise 
vorläufig. Der Bescheid enthielt in den Erläuterungen keinen Hinweis darauf, dass 
sich die Vorläufigkeit weiterhin auf die Einkünfte der Klägerin aus selbständiger 
Arbeit beziehen sollte. 

Mit Einkommensteuerbescheid vom 11. Januar 2011 änderte das Finanzamt die 
Festsetzung für das Streitjahr erneut und erkannte die Verluste der Klägerin aus 
selbständiger Arbeit nicht mehr an. 

Die Klage vor dem Finanzgericht Rheinland-Pfalz hatte Erfolg. 

 

Entscheidung des BFH 

 

 

Der BFH hat sich der Entscheidung der 
Vorinstanz angeschlossen und die Revision 
als unbegründet zurückgewiesen. 

 

 
§ 165 Abs. 1 Satz 3 AO verlangt in formeller Hinsicht für die Begründung des 
Vorläufigkeitsvermerks, dass dessen Umfang und Grund anzugeben sind. Diese 
Angaben zeigen auch die Grenzen für die endgültige Festsetzung bzw. 
Feststellung auf. 

Sind die Formulierung des Vorläufigkeitsvermerks und die Erläuterungen in dem 
Bescheid nicht hinreichend klar, so kann sich die Wirksamkeit des Vermerks auch 
durch Würdigung der Umstände des Einzelfalls ergeben. Zu prüfen ist dabei, ob 
der Umfang des Vorläufigkeitsvermerks aus Sicht eines objektiven Empfängers 
hinreichend erkennbar war (vgl. BFH, Urteil v. 12. Juli 2007 – X R 22/05). 

Für den Regelungsinhalt der Nebenbestimmung ist danach entscheidend, wie der 
Adressat ihren materiellen Gehalt nach den ihm bekannten Umständen –seinem 
„objektiven Verständnishorizont“– unter Berücksichtigung von Treu und Glauben 
(vgl. § 133 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB)) verstehen konnte. Dies gilt 
auch für die Änderung eines Vorläufigkeitsvermerks in einem 
Änderungsbescheid. 
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ZUM URTEIL 

Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 

 

HIER 

 

ZUM SEMINAR 

Da Umfang und Grund der Vorläufigkeit nach § 165 Abs. 1 Satz 3 AO anzugeben 
sind, muss der Steuerpflichtige den in einem Änderungsbescheid enthaltenen – 
geänderten – Vorläufigkeitsvermerk so verstehen, dass der Umfang der 
Vorläufigkeit gegenüber dem ursprünglichen Bescheid geändert und nun im 
Änderungsbescheid abschließend umschrieben worden ist. Es wäre mit dem 
Grundsatz des § 124 Abs. 1 Satz 2 AO nicht zu vereinbaren, dem 
Steuerpflichtigen die Spekulation darüber zuzumuten, ob die Beschränkung des 
Vorläufigkeitsvermerks auf erneuter Prüfung oder auf einem Versehen der 
Finanzverwaltung beruht (BFH, Urteil v. 19. Oktober 1999 – IX R 23/98). 

Nach diesen Grundsätzen hat das Finanzgericht zu Recht entschieden, dass der 
Einkommensteuerbescheid für 2001 vom 07. April 2006 in Bezug auf die 
negativen Einkünfte der Klägerin aus selbständiger Arbeit nicht vorläufig und 
somit nicht nach § 165 AO änderbar war. Aus dem Inhalt des 
Änderungsbescheides vom 07. April 2006 konnte die Klägerin als Empfängerin 
des Bescheides nicht die Schlussfolgerung ziehen, dass die Festsetzung in 
Bezug auf ihre negativen Einkünfte aus selbständiger Arbeit weiterhin vorläufig 
sein sollte. 

Ein in einem Änderungsbescheid enthaltener Vorläufigkeitsvermerk, der an die 
Stelle des bereits im Vorgängerbescheid enthaltenen Vorläufigkeitsvermerks tritt, 
bestimmt den Umfang der Vorläufigkeit neu und regelt abschließend, inwieweit 
die Steuer nunmehr vorläufig festgesetzt ist. 

 
Fundstelle 

BFH, Urteil vom 16. Juni 2020 (VIII R 12/17), veröffentlicht am 03. September 
2020. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 

Terminplaner 
 

Transfer Pricing meets Data & Analytics 

14.09., Webinar 

 

 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010183/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010183/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=38412956
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010183/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=38412956
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010183/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=38412956
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010183/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=38412956
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=38412956
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E-MAIL SENDEN 

 

ANMELDEN 

AA 

ABMELDEN 

Wir freuen uns auf Sie! 

 
 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
   
    

Noch Fragen? 
 

Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 

einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 

Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 

Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 

Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 

 

Bestellung und Abbestellung  
 

Wenn Sie einen PwC-Newsletter bestellen, speichern und verarbeiten wir Ihre E-

Mail-Adresse zum Zweck des Versands des von Ihnen abonnierten Newsletters. 

Falls Sie „steuern+recht aktuell“ nicht mehr erhalten möchten, senden Sie bitte 

eine entsprechende E-Mail-Nachricht an: 

  

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 

 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
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